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1. Ursprüngliche Aufgabenstellung / Stand der Wissenschaft 

Aufgabe des Vorhabens war die rechtswissenschaftliche Bestandsaufnahme und Analyse der 
Rechtsnormen, die auf die CO2-Speicherung im Meeresuntergrund der deutschen 
Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) in der Nordsee anwendbar sind, und ggf. die 
Formulierung von Anpassungs- und Reformvorschlägen. Die einschlägigen Normen ergeben sich 
aus dem internationalen Seerecht (Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (SRÜ), 
Londoner Übereinkommen über die Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen 
von Abfällen und anderen Stoffen; Londoner Protokoll von 1996 über die Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen; 
Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks (OSPAR 
Übereinkommen)), dem Unionsrecht (EU-Richtlinie 2009/31/EG; sog. CCS-Richtlinie) sowie dem 
nationalen Recht zur Genehmigung von Speicherstätten (insb. Kohlendioxidspeicherungsgesetz 
– KSpG) und der Einbindung der CO2-Speicherung in die maritime Raumordnung. 

Bezüglich des see- und europarechtlichen Rahmens für die CO2-Speicherung konnte teilweise 
auf Vorarbeiten zurückgegriffen werden. Für die Änderungen des Londoner Protokolls, mit 
denen dieses um spezifisch der CO2-Speicherung gewidmete Regelungen sowie um Regelungen 
des CO2-Exports zur Speicherung in anderen Staaten ergänzt wurde, galt dies indes nur 
ansatzweise. An einer umfassenden Analyse des KSpG fehlte es vollständig. Dies hängt damit 
zusammen, dass dieses der Erprobung der CO2-Speicherung gewidmete Gesetz, mit dem 
Deutschland die unionsrechtlichen Vorgaben der CCS-Richtlinie in nationales Recht überführt 
hat, letztlich nie zur Anwendung gekommen ist. Die Gründe hierfür wurden im Rahmen des 
Vorhabens umfassend untersucht.  

 

2. Ablauf des Vorhabens 

Im ersten Schritt wurden die völker- und unionsrechtlichen Anforderungen an die CO2-
Speicherung umfassend untersucht. Hierbei wurde der hohe Umweltschutzstandard, der bei der 
Untersuchung bzw. Bewilligung von Speichervorhaben einzuhalten ist, herausgearbeitet. 

In der Folge wurden die Arbeiten im Rahmen des Vorhabens dann kontinuierlich an aktuelle 
politische Entwicklungen angepasst. Diese betrafen zunächst die Ende 2021 erfolgende 
Ankündigung, dass der Export von CO2 von Deutschland zur Speicherung auf dem dänischen und 
norwegischen Festlandsockel geplant sei. Die rechtliche Analyse konzentrierte sich deshalb auf 
das im Londoner Protokoll kodifizierte Verbot des Exports von Stoffen zur Speicherung in 
anderen Vertragsstaaten. Die Vertragsparteien des Londoner Protokolls hatten zwar bereits 
2009 beschlossen, die betreffende Vorschrift zu ändern. Diese ist bislang jedoch noch nicht in 
Kraft getreten, da nicht ausreichend viele Vertragsparteien die Änderung ratifiziert haben. Durch 
einen weiteren Beschluss der Vertragsparteien können Vertragsparteien nun einseitig die 
Änderung für vorläufig anwendbar erklären. Hiervon wird Deutschland Gebrauch machen 
müssen, um zulässigerweise CO2 zur Speicherung in andere Staaten Nordeuropas exportieren zu 
können. Diese Ergebnisse der rechtlichen Untersuchung wurden ausführlich in einer Publikation 
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zusammengefasst (Proelß/Westmark, Seevölkerrechtliche Anforderungen der unterseeischen 
Speicherung von CO2, Klima und Recht 2022, S. 234 – 240). 

Auch die Analyse des nationalen Rechtsahmens wurde aufgrund eines politischen 
Paradigmenwechsels angepasst. Bereits 2018 war in einem Evaluationsbericht der 
Bundesregierung zum KSpG herausgearbeitet worden, dass das Gesetz in seiner geltenden Form 
der Erprobung und Durchführung der Speicherung von CO2 entgegensteht. In der Folge waren 
jedoch zunächst keine Reformbestrebungen erkennbar. Dies änderte sich mit der 
Veröffentlichung eines neuen Evaluationsberichts Ende 2022. Die Bundesregierung strebt 
hiernach neben dem bereits erwähnten Export von CO2 auch die Speicherung in der deutschen 
AWZ bzw. auf dem Festlandsockel an. Vor diesem Hintergrund wurde das Arbeitsprogramms des 
zweiten Arbeitspakets des Vorhabens wie folgt angepasst und erweitert: Zum einen richtete sich 
die Analyse des KSpG nicht nur auf die Identifikation der Anwendungshindernisse, sondern auch 
auf Lösungsmöglichkeiten zur Behebung dieser Hindernisse, die dem Gesetzgeber im 
Gesetzgebungsprozess dienen konnten. Zum anderen wurde der Handlungsbedarf zur 
Ratifizierung und Umsetzung der Änderung des Londoner Protokolls zur Aufhebung des 
Exportverbotes mit in die Untersuchung einbezogen. Die Ergebnisse dieser erweiterten Analyse 
wurde in einer zweiteiligen Publikation zusammengefasst (Proelß/Westmark, Unterseeische 
Speicherung und Export von CO2 in Deutschland: Rechtliche Hürden und Reformbedarf – Teil II, 
Klima und Recht 2023, 145 – 165; Proelß/Westmark, Unterseeische Speicherung und Export von 
CO2 in Deutschland: Rechtliche Hürden und Reformbedarf – Teil II, Klima und Recht 2023, 162 – 
165). Zudem wurden die Ergebnisse in Beratungen mit den zuständigen Ministerien sowie 
oberen Bundesbehörden geteilt und im Gesetzgebungsentwurf zur Änderung des 
Kohlendioxidspeicherungsgesetz berücksichtigt. 

 

3. Wesentliche Ergebnisse (sowie ggf. die Zusammenarbeit mit anderen 
Forschungseinrichtungen) 

Die Speicherung von CO2 im Meeresuntergrund ist in der AWZ bzw. auf dem Festlandsockel 
aufgrund der völker- und unionsrechtlichen Verpflichtungen Deutschlands nur unter strengen 
Umweltschutzauflagen erlaubt. Der Gesetzgeber hat die CO2-Speicherung mit dem 
Kohlendioxidspeicherungsgesetz unter Berücksichtigung dieses hohen Umweltschutzstandards 
im Grundsatz ermöglicht. Die im Gesetz enthaltenen Anwendungshindernisse 
(Fristenregelungen, Mengenbegrenzungen, Länderklausel und unklare behördliche 
Zuständigkeiten) sollen mit dem neuen Kohlendioxidspeicherungs- und -transportgesetz 
(KSpTG) behoben werden. Ob dieses Gesetz vom neuen Bundestag so beschlossen werden wird, 
bleibt abzuwarten. Der Export von CO2 zur Offshore-Speicherung in anderen Staaten ist in 
Deutschland aufgrund der fehlenden Ratifizierung der Änderung des Londoner Protokolls von 
2009 und der ausgebliebenen Erklärung zur vorläufigen Anwendbarkeit bislang verboten. Auch 
dieses Hindernis lässt sich jedoch durch Abgabe einer Erklärung zur vorläufigen Anwendbarkeit, 
Ratifikation der Änderung von 2009 des Londoner Protokolls und Anpassung des Hohe See 
Einbringungsgesetzes (HSEG) beseitigen. Die entsprechenden Gesetzentwürfe liegen allesamt 
vor, konnten aber vom „alten“ Bundestag nicht mehr beschlossen werden. 
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1. Verwendung der Zuwendung und des erzielten Ergebnisses im Einzelnen mit Gegen-
überstellung der vorgegebenen Ziele 

Die für die Durchführung des Vorhabens bewilligten Zuwendungen setzten sich aus den Mitteln 
für die Personalkosten einer(s) wissenschaftlichen Mitarbeiter(in) nach TVL-E 13 (50 %) und Mit-
teln für Reisekosten zusammen. Durch die Einstellung von Lennart Westmark an der Universität 
Hamburg wurden die Personalkosten entsprechend verwendet. Im Rahmen der Tätigkeit des 
wissenschaftlichen Mitarbeiters wurden in Zusammenarbeit mit dem Projektleiter (Prof. Dr. Ale-
xander Proelß) die Meilensteine des Projektes erfüllt. Die Reisekostenmittel wurden genutzt, um 
die Teilnahme an den CDRmare-Jahrestagungen zu ermöglichen, in denen die Ergebnisse des 
Vorhabens mit den Kollegen/-innen der Forschungsmission CDRmare geteilt und neue wissen-
schaftliche Fragestellung erörtert wurden. 

Ziel des Vorhabens war die Analyse des Rechtsrahmens für die CO2-Speicherung in tiefen geolo-
gischen Formationen in der deutschen Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) und auf dem 
Festlandsockel sowie die Identifizierung und Bewertung etwaig bestehender rechtlicher Reform-
bedarfe. 

Erster Meilenstein des Projekts war die Untersuchung des völkerrechtlichen Rechtsrahmens für 
die CO2-Speicherung in der deutschen Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) bzw. auf dem 
Festlandsockel. Die Untersuchung wurde im Einklang mit dem ursprünglichen Zeitplan abge-
schlossen. Ihre Ergebnisse wurden innerhalb des GEOSTOR-Konsortiums und auf der Jahresver-
sammlung der Forschungsmission CDRmare präsentiert und als Fachpublikation in der Fachzeit-
schrift „Klima und Recht“ veröffentlicht (Proelß/Westmark, Seevölkerrechtliche Anforderungen 
der unterseeischen Speicherung von CO2, Klima und Recht 2022, S. 234 – 240). 

Zusammenfassend stellen sich die Ergebnisse wie folgt dar: Auf Grundlage des UN-Seerechts-
übereinkommens übt die Bundesrepublik Deutschland in ihrer AWZ und auf dem Festlandsockel 
zwar keine Souveränität, wohl aber einzelne souveräne Rechte und Hoheitsbefugnisse aus. Hier-
nach ist Deutschland seevölkerrechtlich befugt, CO2 im Meeresuntergrund seiner AWZ zu spei-
chern, ist dabei aber an Verpflichtungen zum Schutz der Meeresumwelt gebunden. Die entspre-
chenden Vorgaben des UN-Seerechtsübereinkommens verweisen insoweit auf die „weltweiten 
Regeln und Normen“ (Art. 210 Abs. 6 SRÜ), die sich aus dem Londoner Übereinkommen zur Ver-
hütung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen (Lon-
doner Übereinkommen – LC) und nach überwiegender Ansicht auch aus dem Londoner Protokoll 
von 1996 zum Londoner Übereinkommen (Londoner Protokoll – LP) ergeben. Nach dem Londoner 
Protokoll ist das Einbringen von Abfällen und Stoffen in das Meer, den Meeresboden und den 
Meeresuntergrund grundsätzlich verboten. Seit 2006 enthält das Londoner Protokoll jedoch eine 
Ausnahme für das Injizieren und Speichern von CO2 im Meeresuntergrund. Ebenso wurde 2007 
das Übereinkommen über den Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks (OSPAR-Überein-
kommen), das auch in der Nordsee anwendbar ist, geändert. Beide Verträge ermöglichen nun die 
CO2-Speicherung in tiefen geologischen Formationen des Meeresuntergrunds, schreiben aber 
eine Genehmigungspflicht durch die Vertragsparteien, d.h. die Staaten, die ihnen beigetreten 
sind, vor, um einen hohen Umweltschutzstandard, insbesondere im Wege der Durchführung von 
Risikoabschätzungen und kontinuierlichen Beobachtungen, zu gewährleisten. 
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Neben dem grundsätzlichen Einbringungsverbot statuiert das Londoner Protokoll auch ein 
grundsätzliches Exportverbot für Stoffe, die durch den importierenden Staat in das Meer oder 
den Meeresboden eingebracht werden. Zwar haben sich die Vertragsstaaten auch insoweit auf 
eine Ausnahme geeinigt und diese 2009 beschlossen. Der exportierende und der importierende 
Staat müssen demnach ein Abkommen schließen, in dem sie die Verantwortung für die einzel-
nen Prozessschritte aufteilen, um die Einhaltung des hohen Umweltschutzstandards für die CO2-
Speicherung nach dem Londoner Protokoll zu gewährleisten. Die Änderung des Londoner Proto-
kolls ist bislang aber noch nicht in Kraft getreten; dafür ist die Ratifizierung durch ein Drittel der 
Vertragsparteien erforderlich. Die Vertragsparteien haben sich 2019 deshalb darauf geeinigt, 
dass die – den Export ermöglichende – Änderung des Vertrags für jene Staaten, die dies mittei-
len, vorläufig anwendbar sein soll. Die Mitteilung hat gegenüber der Internationalen Seeschiff-
fahrtsorganisation (IMO) zu erfolgen. Deutschland hat die Änderung des Londoner Protokolls 
von 2009 bisher zwar weder ratifiziert noch für vorläufig anwendbar erklärt. Die Bundesregie-
rung plant indes die Ratifikation der Aufhebung des Exportverbotes und deren Umsetzung im 
nationalen Recht. 

Der zweite Meilenstein umfasste die rechtliche Analyse des Rechtsrahmens der CO2-Speiche-
rung im Unionsrecht und im nationalen Recht. Im Vordergrund standen insbesondere die Vorga-
ben der EU-Richtlinie 2009/31/EG (sog. CCS-Richtlinie) sowie des deutschen Kohlendioxidspei-
cherungsgesetz (KSpG). Auch dieser Meilenstein wurde erreicht; jedoch wurde das Arbeitspro-
gramm aufgrund der Pläne der Bundesregierung, das nationale Recht zu reformieren, sukzessive 
angepasst und erweitert. Was das nationale Recht anbelangt, bezog sich die Analyse nun nicht 
mehr nur auf die Darstellung und Bewertung des KSpG, sondern auch auf den Reformbedarf und 
mögliche Ausgestaltungen einer Reform. Die Ergebnisse der Untersuchung wurden in Form einer 
zweiteiligen Fachpublikation veröffentlicht (Proelß/Westmark, Unterseeische Speicherung und 
Export von CO2 in Deutschland: Rechtliche Hürden und Reformbedarf – Teil I, Klima und Recht 
2023, 145 – 150; Proelß/Westmark, Unterseeische Speicherung und Export von CO2 in Deutsch-
land: Rechtliche Hürden und Reformbedarf – Teil II, Klima und Recht 2023, 162 – 165). 

Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen: Im Recht der Europäischen Union wurde 
der völkerrechtliche Ansatz, die CO2-Speicherung unter strengen Umweltauflagen zu ermögli-
chen, 2009 in der CCS-Richtlinie übernommen. Dabei ist der Anwendungsbereich dieser Richtli-
nie weiter als derjenige der seevölkerrechtlichen Vorgaben. Zum einen weitet die Richtlinie die 
Möglichkeit der CO2-Speicherung auch auf geologische Formationen auf dem Festland aus und 
reguliert daneben die Einrichtung von Abscheidungsanlagen sowie den Bau und Betrieb von 
Pipelines zum Transport des CO2 von der Speicherstätte zum Festland. Zum anderen sichert sie 
das Erfordernis eines hohen Umweltschutzstandards dadurch ab, dass der Speicherbetreiber fi-
nanzielle Sicherheitsleistungen erbringen muss, um die Funktionsfähigkeit des Betriebs und die 
Speichersicherheit auch über das Betriebsende hinaus – notfalls durch Anordnungen der nach 
nationalem Recht zuständigen Behörde – zu gewährleisten. Im Gegenzug wird die CO2-Speiche-
rung insoweit in den EU-Emissionszertifikatehandel eingebunden, als industrielle Emittenten 
für nach den Vorgaben der CCS-Richtlinie sicher abgeschiedenes, transportiertes und nachweis-
lich dauerhaft gespeichertes CO2 keine Emissionszertifikate abgeben müssen. 
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Zur Umsetzung der CCS-Richtlinie in das deutsche Recht hat der Bundesgesetzgeber im Jahre 
2012 das Kohlendioxidspeicherungsgesetz (KSpG) verabschiedet. Nach diesem Gesetz bedarf es 
zunächst einer Untersuchungsgenehmigung, um eine potenzielle Speicherstätte zu erforschen. 
Die anschließende Speicherung bedarf einer davon separaten Erlaubnis in Form eines Planfest-
stellungsbeschlusses, der den hohen Umweltschutzanforderungen des Völker- und Unions-
rechts genügen muss. Sofern der Betreiber die Verpflichtungen zum Schutz der Umwelt nicht 
erfüllt – wozu auch Abhilfemaßnahmen zählen, wenn es zu Leckagen oder sonstigen erheblichen 
Unregelmäßigkeiten kommt –, kann die Erlaubnis widerrufen werden. 

Das KSpG ist in seiner noch geltenden Fassung allerdings als Forschungs- und Demonstrations-
gesetz konzipiert. Ziel des Gesetzes ist damit nicht die industrielle Speicherung von CO2, sondern 
zunächst eine Erprobung der Technik, um weitere Erkenntnisse über die Speichersicherheit zu 
gewinnen. Das KSpG erlaubt daher nur die jährliche Speicherung eines begrenzten CO2-Volu-
mens je Speicherstätte und insgesamt in Deutschland. Zudem waren Anträge auf Speicherge-
nehmigungen nur bis zum Ende des Jahres 2016 möglich, da der Gesetzgeber davon ausging, 
dass in diesem Zeitraum ausreichend viele Genehmigung erteilt werden würden, um die ange-
strebten Erkenntnisgewinne über die Speichersicherheit zu erzielen. Anträge für Genehmigun-
gen zur Untersuchung potenzieller Speicherstätten als Teil des Risk Assessments und für For-
schungsspeicher waren sogar nur bis Ende 2015 möglich. Bis zum Ablauf dieser Fristen wurden 
indes keine Anträge auf Erteilung von Untersuchungsgenehmigungen gestellt. Ein Grund hierfür 
ist, dass das KSpG den Bundesländern im Wege einer Länderklausel das Recht einräumt, die CO2-
Speicherung nur in einzelnen Bereichen zu erlauben oder in einzelnen Bereichen zu verbieten. 
Die Länder, auf deren Gebieten sich potenzielle Speicherstätten befinden, haben von dieser Mög-
lichkeit umfassend Gebrauch gemacht und die CO2-Speicherung jeweils flächendeckend voll-
ständig verboten. Die Länderklausel hatte damit ein faktisches Verbot für die CO2-Speicherung 
zur Folge, sodass die erhofften Erkenntnisse im Rahmen der Forschung und Demonstration nicht 
gewonnen werden konnten. Dies stellte keinen Verstoß gegen das einschlägige Völker- und Eu-
roparecht dar, weil die betreffenden Vorgaben Deutschland nicht dazu verpflichten, die CO2-
Speicherung zu erlauben. Mangels politischer Unterstützung führte auch eine Evaluation des 
Gesetzes durch die Bundesregierung im Jahr 2018 nicht zu einer Reform des Gesetzes. 

Erst die zweite Evaluation des KSpG Ende 2022 bildete den Anstoß für eine im Gang befindliche 
Reform des rechtlichen Rahmens. Das künftige Gesetz soll zum einen den Export von CO2 zur 
Speicherung in anderen Staaten ermöglichen und regulieren, als Reaktion auf die Erkenntnis, 
dass die dauerhafte Speicherung von CO2 ein notwendiger Bestandteil der Klimaschutzpolitik 
neben der Vermeidung von Emissionen ist. Zum anderen beschloss die Bundesregierung 2024 
Eckpunkte einer nationalen Carbon-Management-Strategie, um den Umgang mit Treibhaus-
gasemissionen künftig umfassend zu planen und zu regulieren. Diese Eckpunkte umfassen so-
wohl die CO2-Speicherung als auch den Einsatz von CCU (Carbon Capture and Utilization), also 
die industrielle Weiterverarbeitung mit dauerhafter Bindung des CO2. Aufgrund der hohen Kos-
ten für die Abscheidung und Weiterverarbeitung sowie der begrenzten kurzfristigen Verfügbar-
keit von Speicherkapazitäten, entschied die Bundesregierung sich dazu, dass nur unvermeidbare 
oder schwer vermeidbare CO2-Emission gespeichert werden sollen. Andere Emissionen sollen 
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durch technische Alternative vermieden werden. Die deutsche Carbon-Management-Strategie 
unterscheidet sich insofern von der Strategie der EU-Kommission, die sich nicht auf unvermeid-
bare oder schwer vermeidbare Emissionen für die Speicherung beschränkt. Nach Ansicht der EU-
Kommission müssen langfristig Emissionen aus der Atmosphäre entnommen werden, um die 
Klimaschutzziele, die sich die EU gesetzt hat, zu erreichen. Da die Entnahme aus der Atmosphäre 
technisch noch nicht hinreichend verfügbar ist und zudem kostenintensiv sein könnte, strebt die 
EU-Kommission eine weitreichende Speicherung von CO2-Emissionen bereits in der Gegenwart 
an. 

Sowohl die europäische als auch die deutsche Carbon-Management-Strategie sind rechtlich un-
verbindlich. Die Bundesregierung hat Teile der nationalen Strategie aber in einen dritten Reform-
prozess, namentlich die Reform des KSpG, eingebunden. Die vorstehend dargestellten rechtli-
chen Hürden für die Speicherung von CO2 im Bereich der AWZ und des Festlandsockels werden 
mit dem inzwischen vorliegenden Gesetzentwurf ausgeräumt. Zudem soll das Gesetz von einem 
Kohlendioxidspeicherungsgesetz zu einem Kohlendioxidspeicherung- und -transportgesetz er-
weitert werden. Die Pipelines sollen nicht mehr nur für den Transport des CO2 zu den Speicher-
stätten genutzt werden, sondern auch für die anschließende industrielle Nutzung des CO2. Der 
Bau von Pipelines soll zudem beschleunigt werden, um die Speicherung ab 2030 im industriellen 
Maßstab umzusetzen. Hierzu wurden rechtliche Möglichkeiten der Verfahrensbeschleunigung 
in den Gesetzentwurf integriert, wie sie bereits aus anderen Infrastrukturbereichen wie dem 
Ausbau der Windenergie oder von Wasserstoffleitungen bekannt sind. Indem jedoch kein CO2 
aus der Kohleverstromung durch die Pipelines transportiert werden darf, verrechtlicht die Bun-
desregierung in ihrem Gesetzentwurf Teile der nationalen Carbon-Management-Strategie, weil 
diese Emissionen als vermeidbar angesehen werden. 

Der dritte Meilenstein wurde in Kooperation mit der Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe erfüllt. Dieser Meilenstein umfasste die planungsrechtliche Ebene der CO2-Speiche-
rung in der deutschen AWZ. Hierzu fand ein Fachworkshop statt, dessen Ergebnisse in einem 
Bericht zusammengefasst wurden (Rütters/Löschke/Proelß/Westmark et al. (2024) CO2-Speiche-
rung im Meeresgebiet – Nutzungskonflikte und Einbeziehung in die Meeresraumplanung? GE-
OSTOR/BGR, Kiel/Hannover, Germany, 47 pp. DOI 10.3289/CDRmare.34). 

Gesamtergebnisse des Vorhabens und offene Fragen: Die Analyse des Rechtsrahmens hat erge-
ben, dass die CO2-Speicherung im Meeresuntergrund nicht mehr verboten ist. Die internationa-
len und europäischen rechtlichen Vorgaben schreiben allerdings vor, dass ein hoher Umwelt-
schutzstandard zu wahren ist, um Risken für die Meeresumwelt durch die CO2-Speicherung zu 
kontrollieren. Mit der geplanten Reform des KSpG, das in Kohlendioxidspeicherungs- und -trans-
portgesetz (KSpTG) umbenannt wird, würden die auf nationaler Ebene bestehenden rechtlichen 
Hindernisse für die Speicherung von CO2 im Bereich der deutschen AWZ und des Festlandsockels 
ausgeräumt. Die gemeinsame Planung der CO2-Speicherung und -Nutzung in der Carbon-Ma-
nagement-Strategie sowie der gemischte Einsatz der Pipelines für CCS/U kann den Ausbau der 
notwendigen Transportinfrastruktur vorantreiben. 

Offen sind bislang noch die künftige Ausgestaltung des Genehmigungsverfahrens und der be-
hördlichen Zuständigkeiten. Der Entwurf des KSpTG ermächtigt zwar die Bundesregierung, mit 
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Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnungen konkretere Verfahrensvorgaben zu re-
geln, jedoch verbleibt die Frage der behördlichen Zuständigkeit bei den Ländern. Eine Bündelung 
der Zuständigkeit in einer Bundesbehörde wurde nicht vorgesehen. Bezüglich der Carbon-Ma-
nagement-Strategie, die an sich unverbindlich ist und damit keinen unmittelbaren Einfluss auf 
das Genehmigungsverfahren für Speicherstätten haben wird, stellt sich ferner die Frage, wie die 
Begriffe unvermeidbare und schwervermeidbare Emissionen zu definieren sind. Man kann hin-
sichtlich der Vermeidbarkeit auf technische Merkmale abstellen, aber auch die ökonomische 
Tragfähigkeit der technischen Alternativen einbeziehen. Zudem müssen die Begriffe im Lichte 
des technischen Fortschritts kontinuierlich konkretisiert werden. 

Eine weitere offene Frage, die nicht unmittelbar mit der Genehmigung von Speicherstätten in 
der deutschen Nordsee verbunden ist, aber ebenso über hohe Praxisrelevanz verfügt, ist der Ex-
port von CO2 zur Speicherung in anderen Staaten. Der Einsatz von CCS/U wird zur Entstehung 
eines europaweiten Markts führen und erfordert daher den Aufbau einer grenzüberschreitenden 
Transportinfrastruktur. Das Londoner Protokoll enthält neben dem grundsätzlichen Einbrin-
gungsverbot jedoch auch ein grundsätzliches Exportverbot für Stoffe, die durch den importie-
renden Staat in das Meer oder den Meeresboden eingebracht werden. Zwar haben sich die Ver-
tragsstaaten auch insoweit auf eine Ausnahme geeinigt und diese 2009 beschlossen. Der expor-
tierende und der importierende Staat müssen demnach ein Abkommen schließen, in dem sie die 
Verantwortung für die einzelnen Prozessschritte aufteilen, um die Einhaltung des hohen Um-
weltschutzstandards für die CO2-Speicherung nach dem Londoner Protokoll zu gewährleisten. 
Die Änderung des Londoner Protokolls ist bislang aber noch nicht in Kraft getreten; dafür ist die 
Ratifizierung durch ein Drittel der Vertragsparteien erforderlich. Die Vertragsparteien haben sich 
2019 deshalb darauf geeinigt, dass die – den Export ermöglichende – Änderung des Vertrags für 
jene Staaten, die dies mitteilen, vorläufig anwendbar sein soll. Die Mitteilung hat gegenüber der 
Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) zu erfolgen. Deutschland hat die Änderung 
des Londoner Protokolls von 2009 bisher zwar weder ratifiziert noch für vorläufig anwendbar 
erklärt. Die Bundesregierung plant neben der Änderung des KSpG indes auch die Ratifikation der 
Aufhebung des Exportverbotes und deren Umsetzung im nationalen Recht. Die genaue rechtli-
che Ausgestaltung des Rechtsrahmens für den CO2-Export ist aufgrund unterschiedlicher Auf-
fassungen zwischen EU-Kommission und Mitgliedstaaten allerdings noch klärungsbedürftig. 

 

2. Wichtigste Positionen des zahlenmäßigen Nachweises 

Die Ausgaben des Vorhabens beschränkten sich auf die genannten Personal- und Reiskosten. 

 

3. Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten Arbeit 

Neue und noch unbekannte Techniken, die mit Umweltrisiken behaftet sind, sind häufig gesell-
schaftlicher Skepsis und Kritik ausgesetzt. Im Falle der CO2-Speicherung erfolgt ihre Regulierung 
vor dem Hintergrund des Konflikts zwischen dem Ziel, die menschliche Gesundheit und Umwelt 
zu schützen, und dem Ziel, die Erforschung und den Einsatz der betreffenden Techniken zu er-
möglichen, um dadurch einen Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels zu leisten. Die 
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Auflösung dieses Zielkonflikts darf in einem Rechtsstaat nur im Einklang mit den Vorgaben des 
geltenden Rechts, die CO2-Speicherung also nur rechtkonform erfolgen. 

Die geleistete Arbeit hatte zum Ziel, den Rechtsrahmen für die CO2-Speicherung zu identifizie-
ren, zu verstehen und zu bewerten, um ggf. auf dieser Grundlage Reformvorschläge für die Wei-
terentwicklung des Rechts zu formulieren. Damit bildete sie innerhalb und außerhalb des For-
schungsverbunds GEOSTOR eine wesentliche Bedingung für die Untersuchung und ggf. den 
künftigen Einsatz der Speichertechnologie. In ähnlicher Weise darf die politische Zielvorgabe der 
Ermöglichung des CO2-Exportes in andere Staaten nur umgesetzt werden, wenn dieser Export 
rechtlich zulässig ist. Auch insoweit lässt sich an der Notwendigkeit der geleisteten Arbeit nicht 
zweifeln. 

Die Ergebnisse des Vorhabens zeigen, dass im Grundsatz ein ausgeglichener, die nachhaltige 
Nutzung der Speichertechnik ermöglichender Instrumentenmix normiert wurde. Soweit vor al-
lem im nationalen Recht nach wie vor Reformbedarf besteht, konnte das Vorhaben Anpassungs-
möglichkeiten erarbeiten, die sich in den Rahmen der völker- und unionsrechtlichen Vorgaben 
einpassen lassen. 

 

4. Voraussichtlicher Nutzen, insbesondere der Verwertbarkeit des Ergebnisses – auch 
konkrete Planungen für die nähere Zukunft - im Sinne des fortgeschriebenen Verwer-
tungsplans 

Die umfassende Darstellung des völker-, europa- und innerstaatlichen Rechtsrahmens für die 
CO2-Speicherung kann als Grundlage für künftige Diskussionen über die Regulierung dieser 
Technik genutzt werden. Frühere Publikationen waren überwiegend 10-15 Jahre alt und konnten 
daher die Entwicklungen der jüngeren Vergangenheit noch nicht berücksichtigen. Zudem wurde 
der CO2-Speicherung in Deutschland seinerzeit keine bzw. nur geringe praktische Relevanz zuge-
sprochen. Diese Sichtweise hat sich im Lichte des Stands der Klimawissenschaft und der politi-
schen Schwierigkeiten, eine Verständigung auf hinreichende CO2-Einsparungen zu erreichen, 
grundlegend gewandelt.  

Die Ergebnisse des Vorhabens wurden zwecks Unterstützung der Ausarbeitung des Gesetzent-
wurfs zur Änderung des Kohlendioxidspeicherungs- und -transportgesetzes und im Hinblick auf 
die rechtlichen Bemühungen zur Ratifizierung und Umsetzung der Änderung des Exportverbotes 
des Londoner Protokolls von 2009 mit Vertretern/-innen der zuständigen Bundesbehörden ge-
teilt. Sie haben indirekt Eingang in die vorgelegten Gesetzentwürfe gefunden. 

 

5. Während der Durchführung des Vorhabens dem Zuwendungsempfänger bekannt ge-
wordenen Fortschritts auf dem Gebiet des Vorhabens bei anderen Stellen 

Aus der Rechtwissenschaft: 

Markus/Otto/Thrän, Die Carbon Management Strategie und CCS im Lichte klima- und energie-
rechtlicher Weichenstellungen, ZUR 2024, S. 387 ff. 
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Kannenberg, Carbon Capture and Storage – rechtliche und klimapolitische Entwicklungen auf 
Ebene der EU, ZUR 2024, S. 396 ff. 

Frenz, Das neue Kohlendioxid-Speicherungsgesetz – ein konsistenter Weg?, EnK-Aktuell 2024, 
010364. 

Kindler/Boennen, CCS und CCU als Baustein der industriellen Transformation – Status quo und 
aktuelle Entwicklungen, KlimR 2024, S. 71 ff. 

Berichte der Bundesregierung und Gesetzentwürfe: 

Evaluierungsbericht der Bundesregierung zum Kohlendioxid-Speicherungsgesetz, BT-
Drs. 20/5145 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kohlendioxid-Speicherungsgesetzes, BT-
Drs. 20/11900 

Eckpunkte der Bundesregierung für eine Carbon Management-Strategie, BT-Drs. 20/11585 
v. 03.06.2024. 

 

6. Die erfolgten oder geplanten Veröffentlichungen des Ergebnisses nach Nr. 5 der NKBF 

Proelß/Westmark, Seevölkerrechtliche Anforderungen der unterseeischen Speicherung von CO2, 
Klima und Recht 2022, S. 234 – 240. 

Proelß/Westmark, Unterseeische Speicherung und Export von CO2 in Deutschland: Rechtliche 
Hürden und Reformbedarf – Teil I, Klima und Recht 2023, 145 – 150. 

Proelß/Westmark, Unterseeische Speicherung und Export von CO2 in Deutschland: Rechtliche 
Hürden und Reformbedarf – Teil II, Klima und Recht 2023, 162 – 165. 


